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Stenographischer Bericht
über

die Verhandlungen
des fünften

allgemeinen Landtags des Großherzogthums Oldenburg.

Vierunddreißigste ordentliche Sitzung.
Oldenburg , den 28. April 1852 . Vormittags 11 Uhr.

Tagesordnung : 1. Wahl eines Ausschusses zur Begutachtung des mit der niederländischen Regierung abgeschlossenen Ver¬
trags wegen gegenseitiger Auslieferung der Verbrecher; und 2. Fortsetzung der Berathung des Berichts des
Revisionsausschusses über Abschnitt IX. des Staatsgrundgesetzes.

Vorsitz: Präsident Zedelins,  theils Vicepräsident Pancratz.

§6eginn der Sitzung 11'/^ Uhr. Am Ministertische die Her¬
ren Reg.-Kommissare Runve  und Bucholtz.

Präsident : Die Sitzung ist eröffnet. Der Herr
Schriftführer wird daS Protokoll der letzten Sitzung verlesen.
(Geschieht durch den Schriftführer Janßen .) Wird etwas
erinnert gegen daS Protokoll? — Da das nicht der Fall ist,
erkläre ich dasselbe für genehmigt. Bevor wir zur Tagesord¬
nung übergehen, ertheile ich dem Herrn Reg. -Kommissar
Bucholtz daS Wort.

Reg.-Kommissar Bucholtz . Ich habe der geehrten
Versammlung mitzuthcilen, daß durch eine in dem nächsten
Gesetzblatte erscheinende Verordnung des Großherzogs die
Dauer des Landtages bis zum 26. Mai verlängert ist.

Präsident : Wir gehen zur Tagesordnung über. Der
erste Gegenstand ist die Wahl des gestern vom Landtage be¬
schlossenen Ausschusses in Betreff eines mit dem Königreiche
der Niederlande abzuschließcnden Vertrages wegen gegenseiti¬
ger Auslieferung der Verbrecher. Ich ersuche die Herren Ab¬
geordneten die Stimmzettel in Empfang zu nehmen-

(Wahlhandlung.)
In den Ausschuß sind gewählt die Abgeordneten Becker

mit 32 Stimmen, Nieberding mit 27 , Kropp mit 26,
v. Wedderkop  ebenfalls mit 26 und Pancratz  mit
23 Stimmen. Wir gehen zum zweiten Gegenstände der Ta¬
gesordnung über, zur Fortsetzung der Berathung des Berich¬
tes des RcvisionsauSfchusses über den 9. Abschnitt des
Staalsgrundgesetzes. Ich ersuche den Herrn Berichterstatter
mit Verlesung des Berichts Seite 7. fortzuführen.

3».

Berichterst. Selckmann II . : (liest „Art. 128. — bis
bestimmt.")

Präsident : Ich eröffne die Berathung dirserhalb.
(Die Abgeordneten Pancratz , Mölling und Lübben

bitten um'S Wort.)
Der Abg. Pancratz  hat das Wort.
Ich bin mit den Motiven im Ausschußbericht, soweit sie

gegen die Anträge in den Artikeln 109 und 110 des Entwurfs
gerichtet sind, einverstanden, ich bin auch damit einverstanden,
daß die Berufung von Abgeordneten ohne Wahl bestimmt
ausgeschlossen werden soll, wie dies im Anträge zu 109. tz. 1.
liegt. Der Ausschuß hat eS nicht für angemessen gehalten, auch
eine sonstige Zusammensetzung und Berufung deS Landtags
nach einzelnen Ständen und Interessen hier im Staatsgrund¬
gesetz auszuschließcn. Zn dieser Hinsichi bin ich aus über¬
wiegenden Gründen anderer Ansicht; ich glaube nemlich, daß
Liese Artikel der Berufung und Zusammensetzung des Land¬
tags auch jetzt schon ausgeschlossen werden möge. Es ist in
unserm ganzen Staate die ländliche, ackerbautreibende Be¬
völkerung bei weitem überwiegend, und wo an einzelnen Or¬
ten oder Bezirken die bcsondcrn Interessen des Handels und
der Schiffahrt sich geltend machen, da werden dieselben auch
in der Gesammtbevölkerung des Wahlkreises so anerkannt
werden, daß sie bei den Wahlen der Abgeordneten sich gel¬
tend machen. Ich glaube also nicht, daß hiernach wichtige
Interessen, die ihre Vertretung finden müssen, sofern sie im
Lande vorhanden sind, nicht auch bei der Wahl der Abgeord¬
neten zur Geltung kommen sollten. Wenn man aber von
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einzelnen Ständen oder Interessen , die durch das ganze Land
vertheilt sind , sagen will , daß es angemessen sei , diese auch
besonders vertreten zu lassen , so bin ich nicht der Ansicht.
Ich will hier beispielsweise nur den Handwerkerstand anneh¬
men . Dieser ist nicht blos auf die Städte beschrankt , sondern
vertheilt sich durch das ganze Land , und ich glaube , daß im
Landtage dessen Interessen , sowie ähnliche , von den Abgeord¬
neten schon genug gewürdigt worden nach ihrer Wichtigkeit,
die sie für den Staat überhaupt , für die Gesammthcit hüben.
Will man aber sonst von einzelnen Ständen , z. B . von der
Geistlichkeit oder von den Schulbeamten und deren Vertre¬
tung reden , so glaube ich, aus den schon vorhin genannten
Gründen , daß die schon nach ihrer Wichtigkeit berücksichtigt
sind. Die besondere Vertretung der Staatsdicner halte ich
keineswegs für angemessen , ich halte sie umsoweniger für er¬
forderlich , weil ich glaube voraussctzen zu dürfen , daß die
Sraatsregicrung deren Interesse gebührend berücksichtigen
werde . Sonach sehe ich nicht ein , daß es erforderlich wäre,

hier die Berufung ,und Zusammensetzung des Landtages auf
eine andere Grundlage anzuordnen , als lediglich nach der
Bevölkerung , daß nämlich die zu berufenden Abgeordneten d'eS
Landtages sammtlich auf die Wahlkreise nach Maßgabe der
Volkszahl vertheilt werden . Ich halte es , wie gesägt , Nicht
für erforderlich , daß eine andre Vertretung angeordnct werde,
halte aber auch die Abweichung davon gradezu für nachthei¬
lig. Jedenfalls wird die ländliche und ackerbautreibende Be¬
völkerung unseres Staates überwiegende Vertretung finden
müssen. Wollte man daneben eine Vertretung besondrer
Stände oder besondrer Interessen cinsühren , so würde das
nach meinem Dafürhalten nur Äißtrauen und Spaltung in
den Landtag bringen und ich glaube auch , daß nach einem
solchen Mißtrauen schon nachtheilige Einwirkungen bei der
Wahl zum Landtage vorausgesetzt werden müssen.

Es ist freilich hier nach dem Ausschußantrage nicht aus¬
geschlossen, daß dergleichen Rücksichten sich später beim Wahl¬
gesetze geltend machen können ; ich bin aber der Ansicht , daß
hierüber geradezu jetzt bestimmt werde . Eine Bestimmung
dahin , baß Bevorzugungen bei Vertheilung der Abgeordneten
unzulässig sind im Staatsgrundgcsetz würde meiner Meinung
nach in der jetzigen Zeit und für die nächste Zeit nur ange¬
messen sein. Sollte sich nach Verlauf einiger Zeit heraus
stellen, daß Abänderungen gemacht werden müßten , so würde
das Bedürfniß dann wahrscheinlich auch so evident hervortrc-
ten , daß wirklich nothwendige Abänderungen sich geltend mach¬
ten , und dann auch 2 Landtage diese Ansicht theilcn . Ich
halte es aber besonders auch jetzt für erforderlich , daß man
sich bestimmt darüber auöspreche , ob eine gesonderte Vertre¬
tung der einzelnen Stände oder Interessen im Landtage zu¬
lässig sein soll oder nicht, da im Entwurf Art . 109 . und 110.
Anträge der Artikel vorliegen , und ich glaube , daß cS zur
Beruhigung im Lande dienen wird , wenn man jetzt schon be¬
stimmt sich^darüber ausspricht . Ich werde demnach den An¬
trag stellen , daß zum Ausschußantrage Nr . 6 . Art . 109 . § . 1.
nach dem Worte : „welche" eingeschaltet werde : auf Wahl¬

kreise nach Maßgabe deren Volkszahl verthcilt und rc. , daß
nemlich §. 1. demnach hieße:

„Der Landtag besteht aus Abgeordneten , welche auf
Wahlkreise nach Maßgabe deren Volkszahl vertheilt
und durch die Wahl ihrer Mitbürger berufen werden ."

Dieser Antrag kann nach meiner Meinung einen nach-
iheiligen Einfluß auf die übrigen Bestimmungen dieses Ab¬

schnitts nicht haben ; unser Wahlgesetz ist damit in Ueberein-
stimmung und auch die Ausschußantrage , welche zu diesem
Abschnitt gestellt sind, widerstreben demselben nicht, sind viel¬
mehr mit demselben vereinbar ; namentlich will ich auch daS
Ucbrige , was nicht bestimmt ist, was der Ausschuß verschlagt
und was nach dessen Anträgen und nach meinem Antrag hin-
zukommcn mag , dem Wahlgesetze überlassen , so namentlich auch
daS Wichtige , was im Antrag Nr . 11 . liegt , wiewohl ich bis
jetzt der Ansicht bin , daß die Wahlen nur durch Wahlmänner,
welche allein zu diesem Zweck gewählt sind , vorgenommen
werden müssen.

Präsident : Ich bitte mir den Antrag aus . — Der
HZerbefferüngSanträg des Abg. Pancratz  geht dahin : daß
ln dem Antrag Nr . 0. des Ausschusses als Art . 109 . tz. 1.
gesetzt werden möge:

„der Landtag besteht auS Abgeordneten , welche auf
Wahlkreise nach Maßgabe deren VolkSzahl verhält und
durch die Wahl ihrer Mitbürger berufen werden . "

Ist dieser Antrag unterstützt?
(Zuruf einzelner Abgeordneten : „Ja .--)

Ich bitte die Herren , die ihn unterstützen wollen , sich zu
erheben . — Er ist genügend unterstützt . Der Abg . Wölling
hat das Wort.

Abg . Mölling . Der Antrag Nr . 6. des Ausschusses
will die Bestimmungen entfernen , welche in den Art . 128.
bis 132 . des StaatSgrundgesetzcs enthalten sind , und andere
an die Srelle setzen. Der geehrte Vorredner hat sich schon
dagegen ausgesprochen ; er hat es bedenklich gehalten , den
Grundsatz eines Wahlgesetzes nach -Ständen , Klassen und
Interessen zu sanctioniren . Ich theile diese Ansicht , ich theile
auch die Ansicht , daß die Bevölkerung zur Grundlage dcS
Wahlrechts wesentlich genommen werden müsse. Ob ich für
den Antrag stimmen werde , darüber muß ich mir meine An¬
sicht Vorbehalten , weil ich in Allem zuvor und zunächst mich
für die unveränderte Beibehaltung des Staatsgrundgesetzes
aussprechen muß.

Ich gebe diese Erklärung ab nicht allein für mich , son¬
dern auch für meine politischen Freunde . Wir halten die
unveränderte Beibehaltung deS StaatSgrundgesetzes fest, wir
glauben daher bei der Einfachheit dieses FesthaltcnS , daß eS
unserer weiteren Discussion hierüber nicht bedürft , wir glau¬
ben, daß dadurch nur Zeit und Mühe nutzlos verloren wird,
wir halten aber die kurze Begründung unseres Antrags für
nvthwcndig . Die Anträge deö Ausschusses gehen , wie auch
vor Allem die Begründung zeigt, davon auS , daß daS Sy¬
stem der sogenannten Kopfzahlwahlen entfernt werden müsse.
Deutlicher wird dicS noch zu Art . 133 . , wo eine wesentlich
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dazu gehörende Bestimmung gestrichen , und wo die Streichung

begründet wird als Folge der früher « Streichung . Wir er¬

kennen nur ein Wahlrecht an , daS allgemein « Wahlrecht , wie

es in den Bestimmungen des StaatSgrundgcsetzes den Staats¬

bürgern verliehen ist, wir erkennen , wie auch der Vorredner

weüer ausgeführt hat , kein Vorrecht an irgend einer klaffe,

irgend eines Standes , irgend eines Interesses , so wenig nach

Zahlen - , wie nach anderen Verhältnissen ; wir glauben , daß

ein Staat , der auf Gerechtigkeit rubt , dies allgemeine Wahl¬

recht als daS unantastbare Recht des Slaatsbürgers achten

und anerkennen müsse ; wir halten dafür , daß dieses Wahl¬

recht allein die Grundlage ist , auf welcher Ruhe , Sicherheit

und Ordnung im Staate dauernd gegründet werden kann,

vorausgesetzt , daß die freie , unbeschrankte Ausübung dieses

Rechts gestattet werde , daß nicht das Volk in der Anwen¬

dung schmählich darum betrogen werde , wie es gegenwärtig in

Frankreich geschieht . Wir können daher unsere Hand nicht dazu

bieten , daß dieses allgemeine Wahlrecht dem Wurfe eines

Gesetzes überlassen werde , welches ein vielleicht glücklich oder

unglücklich gewählter Augenblick so oder anders zu gestalten

vermag . — Wenn der Ausschußbericht sagt , daß das System

der reinen Kvpfzahlwahl nicht unbedingt beibehaltcn werden

könne , so antworten wir darauf , daß dieses allgemeine Wahl¬

recht, wie wir es nennen — da wir den Ausdruck Kopfzahl¬

wahl für falsch halten — unbedingt beibehaltcn werden

müsse . — Wenn der Ausschuß diese Behauptung darauf

gründet , weil die in der Bundesversammlung ausgestellten

und in mehreren deutschen Staaten bereits zur Anwendung

gebrachten Grundsätze demselben entgegenstehen , so antworten

wir darauf , daß uns kein Bundcsgesetz oder Bundesbeschluß

bekannt ist, welcher uns zwingt , die bestehenden Bestimmungen

aus dem Staalsgrundgesctz zu entfernen ; daß aber auch,

wenn ein solcher Beschluß oder ein solches Gesetz vorhanden

wäre , wir abgesehen davon , daß wir weder den Bund , noch

die Bundesversammlung als zu Recht bestehend anerkennen,

doch ein solches Gesetz oder einen solchen Beschluß nicht als

rechtsgültig ansehen könnten , weil er in daS innere Verhälk-

niß unseres Landes , unserer Verfassung eingreifr , wozu die

Bundesverfassung keine Ermächtigung giebt . Wir würden

uns also einem solchen Beschluß oder einem solchen Gesetz

nur unterwerfen , insofern wir der Gewalt weichen müßten,

insofern ein äußerer Zwang uns dazu nöthigen würde . Wir

Werden aber unsere Hand nie dazu bieten können , freiwillig

uns in unserer Abstimmung einem solchen Beschlüsse zu un¬

terwerfen . Was nun die anderen Staaten anbctrifft , so sind

diese Staaten für uns nicht maßgebend , um so weniger , da

wir einen solchen Beschluß anderer Staaten nicht als ein

aufmunterndcs , sondern als ein abschreckendes Beispiel be¬

trachten . Wenn der Ausschuß ferner sagt : „daß nach Ansicht

der Mehrheit bei den Verhältnissen unseres Landes die reinen

KopMhlwahlen eine gehörige Vertretung desselben nicht genü¬

gend sichern ", so antworten wir darauf , daß wir überall kein

Mittel wissen , wodurch der Wille des Volks in seiner Ge-

sammtheit sich anders auslprechen könnte , als durch dieses I

allgemeine Wahlrecht , und daß uns der Ausdruck dieses

Volkswillens als die allein gehörige Vertretung erscheint . Wir

gehen noch weiter , wir sprechen uns für directe Wahlen aus;

aber einestheilS können wir dieselben im Augenblicke nicht

erhalten , und anderntheils bedarf cs auch deswegen einer

Abänderung des Skaalsgrundgesetzes nicht , weil in dem

Staatsgrundgesetz bereits ein Weg offen gelassen ist , daß

durch die Gesetzgebung au die Stelle der indirecten Wahlen

directe treten können . Wir berufen unS endlich auf die Er¬

fahrung . Die Erfahrung der Anwendung hat gelehrt , daß

die Anwendung dieses allgemeinen Wahlrechts dem Staate

keinen Nachtheil , keine Gefahr gebracht hat ; sie hat vielmehr

stets eine würdige , ihrer Aufgabe gewachsene Volksvertretung

geliefert . Das allgemeine Wahlrecht entspricht vollkommen

dem Bedürfnisse des Volks , nach unserer Ansicht auch dem

Wunsche und Willen des Volks , weil wir nicht wissen , daß

erhebliche Stimmen im Volke sich gegen dieses Wahlrecht

ausgesprochen haben . Dies sind unsere Gründe , weßwegen

wir zunächst dabei beharren müssen , daß die Bestimmungen

des Staatsgrundgesetzcs unverändert beibehalten würden.

Abg . Lübben : Eine so wichtige Bestimmung , wie die

hier im Art . 109 . bezeichnete , möchte ich nicht dem Wahlge¬

setze zuweisen , sondern ich möchte sie wirklich in das Staatö-

grundgesctz ausgenommen wissen . Eine Vertretung nach

Ständen , nach Berufsarten , nach Interessen glaube ich nicht

für unser Land passend zu halten . Zunächst haben wir we¬

nig Städte , wir haben größtentheils Ackerbau treibende

Städtchen , welche mehr Gemeinschaft mit Dörfern als mit

Städten haben . — Solche Oerter kann man nicht künstlich

zu Städten erheben und ihre Interessen besonders verfolgen

lassen . — Es wäre dies wohl kaum auszuführen . Man kann

mir entgegnen , daß in anderen Ländern , z. B . in Braun-

schwerg derartige Vertretungen sich vorsinden , hier ist aber

das Verhältniß anders , denn die Stadt Braunschweig hat

wenigstens so viel Einwohner , wie alle unsere Städte zu-

sammmgenommen , und noch mehr ; und neben dieser großen

Stadt bestehen noch andere ziemlich bedeutende Städte . Ich

glaube daher , derartige Einrichtungen dürfen in unserm Lande

keine Anwendung finden . Wenn man sich hier auf die In¬

telligenz beruft , wie der Entwurf anzudeuten scheint , so glaube

ich , daß durch diese Wahlart , wie sie da vorgeschlagen ist,

die Intelligenz im Landtage nicht vermehrt , sondern vermin¬

dert werden wird ; man wirb die da Borgeschriebenen viel¬

leicht wählen , aber dann sagen , damit Punctum , nun keinen

Einzigen mehr . Wenn aber die Wahl frei bleibt , so werden

sie, wie jetzt, immer mehr Intelligentere wählen . Der Aus¬

schuß hat sich zwar über die Zusammensetzung des Landtags

nicht ausgesprochen , er will sie blvs dem Wahlgesetze über¬

lassen , er hat sogar diese Interessenvertretung verworfen . Ich

möchte dies aber deutlich im Staatsgrundgesetz ausgedrückt

wissen und erlaube mir folgendes Amendement zu stellen zu

Art . 109 . tz. 1 . : '
„Der Landtag besteht aus Abgeordneten , welche durch

Wahl ihrer Mitbürger berufen werden . Eine Vertre-
82*
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tung besonderer Stände , Interessen und Berufsarten
findet nicht statt."

Präsident : Der Antrag des Abg. Lübben  geht da¬
hin, dem tz. 1, wie er vom Ausschuß in seinem Antrag unter
Nr . 6. formulirt ist, folgende Fassung zu geben:

--Der Landtag besteht aus Abgeordneten, welche durch
Wahl ihrer Mitbürger berufen werden. Eine Ver¬
tretung besonderer Stände , Interessen und Berufs¬
arten findet nicht statt."

Ist dieser Antrag unterstützt? — Er ist hinlänglich un¬
terstützt. Der Abg. v. Finckh hat daS Wort.

Abg. v. Finckh : Ich muß für heute darauf verzichten,
dem geehrten Abgeordneten aus Jever, der vorhin sprach, aus
die schwindelnde Höhe zu folgen, aus die er sich gestellt hat,
auf eine Höhe, von der aus selbst der deutsche Bund , die
Bundesgewalt und Alles, was augenblicklich in Deutschland
besteht und Macht hat, so unter ihm verschwindet, daß er es
gar nicht mehr sieht, — ich muß, wie gesagt, für heute dar¬
auf verzichten, ihm dahin zu folgen, weil ich, in Erwägung:
daß das Kapitel, wobei wir jetzt sind, gewiß eines der wich¬
tigsten im Staatsgrundgesetz genannt werden muß; — ferner
in Erwägung, daß soeben 2 Anträge in die Versammlung
gebracht sind, die das Prinzip, was der Ausschuß vorgeschla-
gcn hat, das nämlich dahin ging, vorläufig durchaus Nichts
charactcrisirend über das künftige Wahlgesetz, Wahlrechtu. s. w.
zu bestimmen, verlassen, und dem noch nicht gebornen Wahl¬
gesetze schon einen bestimmten Stempel an die Stirn drücken
wollen; — in Erwägung ferner, daß das so zu sagen im-
provisirte Verlassen eines Prinzips immer sehr gefährlich ist,
weil meistens die Tragweite der Aenderung nicht sofort ge¬
nug übersehen werden kann, sondern cs einer reiflichcrn Ueber-
legung bedarf, inwieweit die Aenderung nun eingreifen würde
auf die nächst folgenden Artikel, — in Erwägung aller dieser
Umstände den Antrag stellen möchte: die Berathung, und
folgeweise auch die Abstimmung, über die hier in Frage und
die damit in Verbindung stehenden Artikel für heute auszu¬
setzen, und bis auf morgen zu verschieben. Soll ich einen
schriftlichen  Antrag stellen? Ich glaube nicht, daß es
nöthig sein wird.

Präsident : Ich frage, ob sich Jemand darüber äußern,
für oder gegen diesen Antrag sprechen will.

Abg. Twiestmeyer : Ich bin ganz dafür, was der Abg.
v. Finckh eben sagte, indem ich beurlaubt gewesen und da¬
her nicht gehörig in der Sache orientirt bin, um gewissenhaft
meine Abstimmung geben zu können.

Abg. Lübben : Ich glaube wohl, daß über meinen An¬
trag wird abgestimmt werden können; indeß da die Versamm¬
lung sich nicht dafür erhoben hat und wahrscheinlich für den
Antrag von Finckh stimmen wird, so habe ich nichts dagegen,
wenn diese wichtige Angelegenheit noch einen Tag verschoben
wird.

Präsident : Von dem Abg. v. Finckh ist beantragt,
daß die Verbesserungsanträge der Abgg. Pancratz und
Lübben  an den Ausschuß wieder zurückgehen möchten.

(Zuruf : Nein!)
Ich bin einige Augenblicke abwesend gewesen.
Abg. v. Finckh : Ich habe nur gebeten, daß die De-

rarhung , und folge weise  die Abstimmung über diese,
und die damit in Verbindung stehenden Anträge des Aus¬
schusses auf morgen auszusetzen seien.

Präsident : Es hat sich Niemand weiter zum Wort
gemeldet. Ich bringe zunächst diesen präjudiziellen Antrag
des Abg. v. Finckh zur Abstimmung. Er geht dahin, daß
die Berathung über die Anträge des Ausschusses, wie sie
unter Nr. 6. formulirt sind, sowie die Berathung über die
Verbesserungsanträgeder Abgg. Pancratz und Lübben
für heute ausgesetzt werden möge. Ich ersuche diejenigen
Herren Abgeordneten, welche diesem Anträge LeS Abg. v.
Finckh beitreten wollen, sich zu erheben. — Der Antrag ist
mit überwiegender Mehrheit angenommen. Ich ersuche den
Hrn. Berichterstatter fortzufahrcn.

BerichterstatterSelckmann II . (verliest „Art. 133.
u. s. w. ") : Der Punkt wird nun aber auch auszusetzcn sein,
er hängt mit dem ausgesctztcn zusammen.

Abg. Decker : Es scheint mir nach Aussetzung dcr Bc-
rathung über den Antrag Nr. 6. unmöglich, über den Art.
134 weiter zu berathen, da dieser Artikel mit jenem Anträge
im innigsten Zusammenhänge steht. Dasselbe wird, soweit ich
es hier übersehen kann, auch von den Artikeln 131, 135. und
136 gelten, und cs wird höchstens bei Art. 137. und dem
damit in Verbindung stehenden Anträge des Ausschusses fort¬
gefahren werden können.

Abg. v. Finckh : Ueber Art. 136. ist nichts adzu-
stimmen.

Abg. Becker : Es würde also der Antrag Nr. 13. zu
Art. 137. zunächst folgen.

Vicepräs. Pancratz : Wenn sich Niemand dagegen äu¬
ßert, werde ich annehmen dürfen, daß die Versammlung da¬
mit einverstanden ist, daß die Beschlußfassung über die An¬
träge zu Art. 133, 134. und 135. ebenfalls ausgesetzt werde.
Wir würden dann fortfahren mit Art. 136.

Brrichterst. Selckmann II . (verliest Art. 136. und 137.
bis Antrag 13. inelas.)

Vicepräs. Pancratz : Ich stelle diese Anträge zur Be¬
rathung.

Abg. Kropp : Im Ausschußantrage find vier Fälle auf-
gcführt, in welchen das Mandat eines Abgeordneten erlöschen
soll; dagegen ist nur in einem  Falle bestimmt, und zwar
unter Nr. 3., daß der Ausiretende wieder gewählt werden
könne. Nach meiner Ansicht könnte irrigerweise daraus ge¬
schloffen werden, daß in den übrigen Fällen eine Wiederwahl
nicht statlsinde, und es scheint mir deßwegen, schon der Voll¬
ständigkeit wegen, zweckmäßig, daß hinsichtlich dcr Berech¬
tigung wieder gewählt zu werden, auch in Beziehung auf die
übrigen aufgezähltcn 3 Fälle eine Bestimmung getroffen
werde. Im ersten Falle nämlich soll das Mandat als erlo¬
schen angesehen werden, sobald der Abgeordnete die Eigen¬
schaften verliert, welche zu seiner Wahl nöthig sind. Nach
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meiner Ansicht ist nun zu bestimmen , daß , sobald er die ver¬
lornen Eigenschaften wieder erworben hat , er auch wieder ge¬
wählt werden kann . Zn dem zweiten Falle , wenn der Ab¬
geordnete selbst seinen Austritt erklärt , liegt überall kein Grund
vor , daß er nicht wählbar bleiben sollte . Endlich im vierten
Falle , wenn die Versammlung die Ausschließung eines Mit¬
gliedes beschließt , scheint die Sache etwas anders zu liegen;
indem eine Wiederwahl für denselben  Landtag , der jenes
Mitglied ausgeschlossen hat , allerdings bedenklich erscheint.
Deßhalb möchte ich den Verbcsserungsantrag stellen:

„Die Worte unter Nr . 3 . : „ jedoch kann der Austre¬
tende wieder gewählt werben " , sind zu streichen , und
ist dagegen am Ende des Artikels ( 119 ) ein genereller
Zusatz hinzuzufügen , des Inhalts:

„Der Ausgeschiedene kann wieder gewählt werden,
in dem unter Nr . 1. gedachten Falle , jedoch nur,
wenn er die verlorne Eigenschaft seiner Wahl wie-
dergewvnnen hat , und in dem unter Nr . 4 . vor¬
gesehenen Falle , nur für den folgenden Landtag ."

Vicepräs . Pancratz : Der Verbesserungsantrag des Abg.
Kropp  lautet:

„Die Worte unter Nr . 3. : „jedoch kann der Austre-
tendc wieder gewählt werden " , sind zu streichen , und
ist dagegen am Ende des Artikels (119 ) ein genereller
Zusatz hinzuzufügcn , des Inhalts:

„Der Ausgeschiedene kann wieder gewählt werden,
in dem unter Nr . 1 . gedachten Falle , jedoch nur,
wenn er die verlorne Eigenschaft seiner Wahl wie-
dergcwonnen hat , und in dem unter Nr . 4. vorge¬
sehenen Fall , nur für den folgenden Landtag ."

Ist dieser Antrag unterstützt ? — Der Antrag ist nicht
unterstützt und kommt mithin nicht zur Berathung . Es hat
Niemand weiter um 's Wort gebeten ; wir gehen demnach zur
Abstimmung . — Ich finde kein Bedenken , daß der Antrag
des Ausschusses unter Nr . 13 . gleich in eine Abstimmung zu¬
sammengefaßt werde . Es würde also der Antrag lauten , daß
der Art . 119 . des Entwurfs in folgender Fassung in ' s Staatö-
grundgesetz ausgenommen werde:

„Der Auftrag der Abgeordneten erlischt:
1) durch Verlust einer der Eigenschaften , welche

erforderlich sind , um als Abgeordneter gewählt
zu werden (Art . 111 .) ;

2 ) durch Austrittserklärung , sobald dieselbe bei dem
Präsidenten des Landtags oder , wenn der Land¬
tag nicht versammelt ist , bei dem Staatsmini¬
sterium schriftlich eingekommen und der etwa
darin angegebene Zeitpunkt eingetretcn ist;

3 ) durch Annahme eines besoldeten Amts , jedoch
kann der Austretende wieder gewählt werden;

4) wenn die Versammlung die Ausschließung eines
Mitgliedes auf Grund der Geschäftsordnung be¬
schließt."

Ich ersuche die Herren , welche für diesen Antrag stim¬
men , sich zu erheben . — Der Antrag ist mit überwiegender

Mehrheit angenommen und ist somit der Antrag derStaats-
regierung erledigt . Ich ersuche den Herrn Berichterstatter
fortzufahren.

Berichterst . Selckmann II . (liest) : „ Art . 138 . des
Staalsgrundgesetzes ist unverändert Art . 116 des Entwurfs,
Art . 139 . des Staatsgrundgesetzes u . s. w ."

(Präsident Zedelius  übernimmt daö Präsidium wieder .)
Präsident : Wünscht dieserhalb Jemand das Wort? —

Da das nicht der Fall ist , gehen wir zur Abstimmung.
Zu Art . 139 . des StaatsgrundgesctzeS ist von der Staats¬
regierung die Streichung des zweiten Satzes beantragt , der
Ausschuß hat sich nicht damit einverstanden erklärt . Zch
bringe den Antrag der Staatsregierung zur Abstimmung und
ersuche diejenigen Herren Abgeordneten , welche wollen , daß
nach dem Anträge der Staatsregierung der zweite Absatz des
Art . 139 . gestrichen werde , sich zu erheben . — Der Antrag
ist einstimmig abgelchnt . Ich bitte fortzufahren.

Berichterst . Selckmann H . (liest) : „ Art . 140 . deö
Staatsgrundgesetzcs u . s. w ."

Präsident : Wünscht dieserhalb Jemand das Wort?  —
Da das nicht der Fall ist , gehen wir zur Abstimmung . Es
liegen zwei Anträge vor;  der Antrag der Staatsregierung,
dem Art . 140 . folgende Fassung zu geben : .

„Wenn ein Abgeordneter ausgetreten , ausgeschlossen,
gestorben oder auf längere Zeit verhindert ist, so wird
von der Staatsregierung eine Neuwahl angeordnet,
insofern nicht mit Zustimmung des Landtags davon
abgesehen wird ."

Der Ausschuß hat sich mit diesem Antrag nicht einver¬
standen erklärt , .schlägt vielmehr unter Nr . 15 . vor,  an die
Stelle des Art . 140 . des Staatsgrundgesetzes folgende Be¬
stimmung zu setzen:

„In den Fällen des Art . 119 . oder wenn ein Abge¬
ordneter gestorben oder auf längere Zeit verhindert ist,
als seiner Beurlaubung für zulässig erachtet ist , ist
von der Staatsregierung eine Neuwahl sofort anzu¬
ordnen , insofern nicht mit Zustimmung d<s Landtags
davon abgesehen wird . "

Ich bringe Len Antrag des Ausschusses zuerst zur Ab¬
stimmung ; wird derselbe angenommen , so ist damit der Re¬
gierungsantrag erledigt . Ich ersuche diejenigen Herren Abge¬
ordneten , welche dem Antrag des Ausschusses unter Nr . 15.
nicht beitrcten wollen,  sich zu erheben . — Der Antrag ist
einstimmig angenommen . Ich bitte sortzufahren.

Berichterst . Selckmann H . (verliest ) : „ Durch Annahme
dieses Antrags u . s. w . bis gestrichen werde . "

Präsident : Wünscht dieserhalb Jemand das Wort? —
Ich gehe zur Abstimmung . Es ist vom Ausschuß beantragt:
„daß Art . 136 . des Staalsgrundgesetzes gestrichen werde ." —
Wenn dieser Antrag angenommen wird , so ist damit der An¬
trag der Staatsregierung , welcher auf veränderte Aufnahme
desselben in Art . 119 . des Entwurfs gerichtet ist , erledigt . —
Dieser Antrag der Regierung würde freilich nicht weiter in
Frage kommen , da über Art . 119 . bereits abgestimmt ist.
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Ich bringe dm Antrag des Ausschusses zur Abstimmung und
ersuche diejenigen Herren Abgeordneten, welche nicht wollen,
daß Art. 136. des Staatsgrundgesetzes gestrichen werde, sich
zu erheben. — Die Streichung ist einstimmig angenommen.

Benchterst. Selckniann II. (verliest Bericht zum Art.
141 ).

Präsident : Wünscht dieserhalb Jemand daS Wort? —
Wir gehen zur Abstimmung. CS liegen zwei Anträge vor.
Bon Seiten der Staatsregierung ist die Streichung deS Satzes
unter Nr. 2. im Art. 141. des Staatsgrundgesetzes vorge¬
schlagen. Der Ausschuß erklärt sich nicht damit einverstanden,
will vielmehr diesen Satz beibehalten wissen und am Ende
desselben den Art. 120. deS Entwurfs in der unter Nr. 15
vom Langtagc beschlossenen Fassung angezogen haben. Ich
bringe diesen Antrag des Ausschusses zur Abstimmung, mit
dessen Annahme der Antrag der Staatsregierung erledigt ist.
Ich ersuche demnach diejenigen Herren Abgeordneten, welche
nicht wollen, daß der Absatz unter Nr. 2 des Art. 141. des
Staatsgrundgesetzesbeibrhalten werde und derselbe am Schluffe
die Bezugnahme auf Art. 120 des Entwurfs- angehängt er¬
halte, sich zu erheben— der Antrag des Ausschusses unter
Nr. 17 ist einstimmig angenommen.

Benchterst. Selckmann II.: (liest: „Art. 142. — bis
— gestrichen werde."

Präsident : Wünscht dieserhalb Jemand das Wort? —
Wir gehen zur Abstimmung. ES liegt der Antrag der StaatS-
regierung vor, mir welchem sich der Ausschuß einverstanden
erklärt hat, die Worte zu Anfänge des Art. 143. des Staats-
grundgesctzes„und Registraturgeschäfte" zu streichen. Ich,er¬
suche diejenigen Herren Abgeordneten, welche nicht wollen,
daß nach dem Anträge der Staatsregierung die bemerkten
Worte im Art. 143. gestrichen werden, sich zu erheben. —
Die Streichung ist einstimmig beliebt.

Benchterst. Selckmann II. : (liest: „Art. 144. — bis
— gestrichen werde.")

Präsident : Wünscht dieserhalb Jemand das Wort? Da
das nicht der Fall ist, gehen wir zur Abstimmung. ES ist
von Seiten der Staatsregierung beantragt, im zweiten Ab¬
sätze deS Art. 145. die Worte „durch die großh. Bevollmäch¬
tigten( Art. 175.)" und ebenfalls den dritten Absatz des Art. j
145. zu streichen. Der Ausschuß hat sich mit diesem Anträge
einverstanden erklärt und außerdem vorgeschlagen, daß im
zweiten Absätze statt „Landeöangelegenheiten" gesetzt werde
„Staatsangelegenheiten." Ich werde den Antrag des Aus¬
schusses, wie er unter Nr. 19, 20 und LI gestellt ist, zusam¬
men zur Abstimmung bringen können. Darnach würde der
zweite Satz vom Art. 145. folgende Fassung erhalten:

„Er ist befugt über alle Staatsangelegenheiten von
der Staaisregierung Auskunft zu begehren."

Der 3,'Absatz würde dann gestrichen. Mit der Annahme
dieses Antrags würde der Antrag der Staatsregierungseine
Erledigung gefunden haben. Ich ersuche demnach diejenigen
Herren Abgeordneten, welche die Anträge unter Nr. 19, 20
und 21 im AusschUßbcricht nicht annehmeM wollen, sich zu

erheben. — Die Anträge sind gegen 6 Stimmen angettöM-
men. Ich bitte forkzufahren.

Berichtcrst: Selckmann II. : (Liest: „Art. 146. des
Skaatsgrundgesetzesist unverändert Art. 126. des Entwurfs,
Art. 147. deS Staatsgrundgesetzesu. s. w.)"

Präsident : Wünscht dieserhalb Jemand daS Äort? Da
das nicht der Fall ist, gehen wir zur Abstimmung.

Abg. Becker : Ich bitte um das Wort, wenn es «sch
gestattet ist.

Präsident : Sie haben das Wort.
Abg. Becker (fortfahrend) : Wegen einer bloßen Redac-

tionsbemerkung, die mir hier bei einer Eidesformel zu wichtig
scheint, als daß ich. sie übergehen könnte. Ich glaube näm¬
lich nicht, daß cs passend ist, die Worte so stehen zu lassen:
„Ich gelobe Treue dem Großherzoge, gewissenhafte Beobach¬
tung der Verfassung und auf dem Landtage das Wohl des
Staates ohne Ncbenrücksichten nach meiner eigenen gewissen¬
haften Ueberzeugung bei meinen Anträgen und Abstimmungen
zu beobachten. " Daß nach mehreren Hauptwörtern die Con-
struction geändert wird und ein Infinitiv folgt, erscheint mir
unzweckmäßig oder doch wenigstens unöthig. Es könnte hei¬
ßen: «. Ich gelobe Treue dem Großhcrzoge, gewissenhafte
Beobachtung der Verfassung und des Staatswohles auf dem
Landtage nach meiner eigenen gewissenhaften Ueberzeugung."

Präsident : Es meldet sich Niemand weiter zum Worte
— wünscht ver Herr Berichterstatter deshalb das Wort?

Benchterst. Selckmann H. : Ich bitte um's Wort.
Präsident : Sie haben das Wort.
Benchterst. Selckmann II. : Der Ausschuß hat bei sei¬

ner Berathung allerdings auch Gewicht auf eine paffende
Redaction der Eidesformel, wie sie der Feierlichkeit derselben
angemessen ist, Gewicht gelegt; er hat indessen, indem er ei¬
nige andere Eidesformeln verglich, eine ähnliche Fassung der¬
selben gefunden und kein Bedenken darin getragen, ungeachtet
der Aenderung. des ersten ThcileS die Fassung des Staats¬
grundgesetzes bei dem letzten Theile der Formel beizubehalten.
Ein solches Uebergehen in eine andere Cvnstructiow schien dem
Ausschuß durchaus nicht gegen den Sprachgebrauch zu ver¬
stoßen und auch, wie eben die Vorlesung von Seiten deS
Herrn Vorredners bewiesen hat, scheint eine unpassende Re¬
daction nicht darin enthalten zu sein. Deshalb hat er ge¬
glaubt, den letzten Theil der Formel im Art. 147. weiter nicht
ändern zu brauchen.

Präsident : Ich bringe die Anträge zur Abstimmung
und zwar getrennt. Zunächst liegen in Betreff des 1. Abs.
des Art. 147. zwei Anträge vor. Der Antrag der Staats¬
regierung geht oahin, chm1. Absatz folgendermaßen zu fassen:

„Jeces Mitglied leistet bei seinem ersten Eintritt in
die Kammer folgenden Eid:

„Ich schwöre Treue dem Großherzoge und gewissen¬
hafte Beobachtung der Verfassung. So wahr mir
Gott helfe."

Bon Seiten des Ausschusses ist vorgeschlagett statt des
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1. Absatzes des - Art . 147 . Folgendes in daS Staatsgrund-
gesrtz äufzunchmen:

„Ich gebobe Treue dm » Groß Herzoge, igewrffcnhaftr
Meobschönng -der Wrrfaffung und auf dem Landtage
das Wohl des Staates ohne Nebenrücksichten nach
meiner eigenen gewissenhaften Ucbrrzeugung bei meinen
Anträgen und Abstimmungen zu beobachten . So wahr
mir Gott helfe . "

Ich dringe drn -Wtzrag 'des Ausschusses zuerst zur Ab¬
stimmung . Wird derselbe angenommen , so ist damit der Re-
gicrungsantrag erledigt . Ich ersuche diejenigen Herren Ab¬
geordneten , welche nicht wollen , daß der 1. Absatz des Art.
147 . die unter Nr . 22 vom Ausschüsse beantragte Fassung
erhalte , sich zu erheben . — Der Antrag ist gegen 11 Stim¬
men angenommen . Zum 2. Absätze des Art . 147 . ist von
Seiten der Staatsregierung beantragt , zu setzen:

„Dieser Eid wird vom Präsidenten in die Hand des
Großherzogs oder des dazu von ihm beaustrsZten
Mitgliedes des Staatsministeriums und von den übri¬
gen Mitgliedern des Landtages dem Präsidenten in
der Versammlung abgelegt ."

Der Ausschuß hat sich mit diesem Anträge einverstanden
erklärt . Ich ersuche demnach Diejenigen Herren Abgeordneten,
welche nicht wollen , daß der 2. Absatz des Art . 147 . die als
ß. 2 des Art . 127 . des Entwurfs formulirke Fassung erhalte,
sich zu erheben . — Der Antrag ist einstimmig angenommen.

Bcrichterst . Selckmann H - : (liest : „ Art . 148 . — bis
— beibehalten werde ."

Präsident : Wünscht dicserhalb Jemand das Work? Da
daS nicht der Fall ist , gehen wir zur Abstimmung . Es liegt
ein Antrag vor , nämlich der Antrag der Staatsregierung,
dem 2 . Absätze des Arr . 148 . des Staatsgrundgesetzes fol¬
gende Fassung zu geben:

„Wegen einer durch solche Aeußerungcn etwa began¬
genen Uebertretung eines Strafgesetzes sift sind essen ein
gerichtliches Verfahren nicht ausgeschlossen ."

Der Ausschuß hat sich mit diesem Anträge nicht einver¬
standen erklärt , empfiehlt vielmehr die unveränderte Beibe¬
haltung des 2 . Absatzes deS Art . 14 ». des Staatsgrundge-
setzes. Ich bringe den Antrag der Staalsregierung zur Ab¬
stimmung , und ersuche diejenigen Herren Abgeordneten , welche
wollen , daß der 2. Absatz deS Art . 148 . die als tz. 2 . des
Art . 102 . deS Entwurfs sormulirte Fassung erhalte , sich zu
erheben. — Der Antrag ist einstimmig abgelehnt.

Bcrichterst . Selckmann H. : ( liest: „ Art . 149 . . . bis . . .
Staatsangelegenheiten ." )

Präsident : Wünscht dicserhalb Jemand das Wort ? Da
daS nicht der Fall ist, gehen wir zur Abstimmung . Es liegt
der Antrag der Staatsregierung vor , statt des Art . 151 . des
Staatsgrundgesetzes 2 Artikel in daS Staatsgrundgesetz auf-
junehmen , wie sie als Art . 130 . und 131 . des Entwurfs for-

Mstlixt .sind. Der Ausschuß hat sich damit einverstanden er¬
klärt , beantragt indeß , daß in der 2. Zeile deS Art . 130 , des
Entwurfs statt : „LandesgngeleZenheiten " gesetzt werde : „ Staats¬
angelegenheiten ." ,Jch bringe den Antrag her -Staatsregie-
zpng mit .der vom Ausschuß beantragten Modifikation zur
Abstimmung und ersuche diejenigen, , welche wollen, , daß dem
Anträge gemäß 7>ie Art . 130 . und 131 . mit jener Modifika¬
tion in 'S StaatSgrundgesctz ausgenommen werden , sich zu er¬
heben. — Der Antrag ist einstimmig angenommen . Ich bitte
fortzufahren.

Bcrichterst . Selckmann II. : ( Liest : «Art . 152 — 156 bis
gestrichen werde .«)

Präsident : Wünscht dicserhalb Jemand daS Wort?
Wir gehen zur Abstimmung . — ES ist von der Staatsrcgie-
rung beantragt , Art . 152 ., 153 ., 154 ., 155 . und 156 . aus
dem StaatSgrundgesctz Wegfällen zu lassen. Der Ausschuß
hat sich damit einverstanden erklärt . Ich ersuche diejenigen
Herren Abgeordneten , welche nicht wollen , daß die bezeich-
netea Artikel aus dem StaatSgrundgesctz wegfallen , sich zu
erheben . — Der Antrag ist einstimmig angenommen.

Bcrichterst . Selckmann II. : (Liest : „Art . 157 . ist un¬
verändert Art . 133 . des Entwurfs ." )

Präsident : Da die Fortsetzung des AuSschußberichts
erst heute zur Vertheilung gekommen ist, werden wir hier die
Berathung abbrcchen müssen . Ich ersuche die Mitglieder des
heut gewählten Ausschusses nach dem Schluß der Sitzung
zusammcnzutrelen zur Wahl eines Vorstandes ; ich ersuche
ferner die in den Abthrilungen gewählten Berichterstatter —
welche nach den mir gewordenen Anzeigen in allen Abthei-
lungen gewählt worden sind — ebenfalls nach Schluß der
Sitzung zusammenzulreten , um in Betreff der weitern Be¬
handlung der den Abtheilungen überwiesenen beiden Gegen¬
stände , der Vorstellung aus dem Fürstenthum Birkenfeld und
deS Antrags des Abg . Niebour  II . zu berathen . Auf die
nächste,TMetzvO -N'Ung setze ich zunächst die heute ausgesetzte
Abstimmung über die Anlrägc deS Ausschusses Nr . — 12
und die Fortsetzung der Berathung des Berichts deS Revi¬
sionsausschusses über den Abschnitt IX . Da übrigens
die Fortsetzung des Berichts erst heute zur Vertheilung ge¬
kommen ist, so würde eine Fortsetzung der Berathung schon

.morgen nur nach Beschluß des Landtags stattsindcn können.
Falls nicht von der Versammlung das gewünscht werden
sollte , würde ich die nächste Sitzung erst Freitag ansetzen.

Abg . Nüder : Ich möchte beantragen , daß die Fort¬
setzung der Berathung deö vertheilten Berichts eventuslitor
auf die Tagesordnung gesetzt und nack Beendigung der Ver¬
handlung  und Abstimmung über die heute ausgesetzten
Punkte die Frage an die Versammlung gerichtet würde , ob
sie weiter berathen wolle.

Präsident : Es würde an sich dem Vorschläge Nichts
entgegenstehkn ; indeß bemerke ich , daß die Berathung über
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die heute ausgesetzten Anträge geschlossen ist , so viel ich

weiß.
(Zuruf : Nein !)

Dann würde sie allerdings morgen stattsinden . Ich habe

geglaubt , eS sei, nachdem ich den Vorsitz abgegeben , bloS die

Abstimmung auSgesetzt . Da dar nicht der Fall ist , wird die

Bcrathung und Beschlußfassung hiermit auf die nächste Tages¬

ordnung gesetzt und eventuell die weitere Berathung des Be¬

richts des Revisionsausschusses über den IX . Abschnitt deS

Staatsgrundgesetzes . Die nächste Sitzung wird morgen II

Uhr stattsinden . Die heutige Sitzung ist geschlossen.

(Schluß der Sitzung I Uhr .)

NamenS der Redactions - Commission:

Strackerjan I.

Schnellpreffendruck von Gerhard Stalling in Oldenburg.
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